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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin***1*** über die Beschwerde der ***Bf1***, 

***Bf1-Adr***, vom 30. November 2021, gegen das Straferkenntnis des Magistrates der Stadt 

Wien, Magistratsabteilung 67 vom 10. November 2021, Zahl MA67/Zahl/2021, wegen der 

Verwaltungsübertretung gemäß § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung, Amtsblatt 

der Stadt Wien Nr. 51/2005, in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, 

Landesgesetzblatt für Wien Nr. 9/2006 in der Fassung LGBl. für Wien Nr. 71/2018, zu Recht 

erkannt:   

I. Gemäß § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) wird die Beschwerde als 

unbegründet abgewiesen und das angefochtene Straferkenntnis bestätigt.   

II. Gemäß § 52 Abs. 1 und 2 VwGVG hat die beschwerdeführende Partei einen Beitrag zu den 

Kosten des Beschwerdeverfahrens in Höhe von € 12,00 zu leisten. 

III. Der Beitrag zu den Kosten des Beschwerdeverfahrens (€ 12,00) ist zusammen mit der 

Geldstrafe (€ 60,00) und dem Beitrag zu den Kosten des behördlichen Verfahrens (€ 10,00) - 

Gesamtsumme daher € 82,00 - an den Magistrat der Stadt Wien zu entrichten. Gemäß § 25 

Abs. 2 BFGG wird der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde bestimmt. 

IV. Eine Revision durch die beschwerdeführende Partei wegen Verletzung in Rechten nach 

Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemäß § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zulässig.  

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch die 

belangte Behörde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulässig.  

Entscheidungsgründe 

Mit dem angefochtenen Straferkenntnis vom 10. November 2021, Zahl: MA67/Zahl/2021, 

wurde der Beschwerdeführerin (Bf.) spruchgemäß Folgendes zur Last gelegt: 

Die Bf. habe das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen 123 (D) am 16. 

Juni 2021 um 21:07 Uhr in der im 7. Wiener Gemeindebezirk befindlichen, gebührenpflichtigen 
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Kurzparkzone, Apollogasse 17 ggü, abgestellt, ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den 

Beanstandungszeitpunkt gültigen Parkschein gesorgt zu haben. Demnach habe die Bf. die 

Parkometerabgabe fahrlässig verkürzt.    

Die Bf. habe dadurch folgende Rechtsvorschriften verletzt: § 5 Abs. 2 Wiener 

Parkometerabgabeverordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in 

Verbindung mit § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006, in der 

geltenden Fassung. 

Wegen dieser Verwaltungsübertretung wurde über die Bf. gemäß § 4 Abs. 1 Wiener 

Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Höhe von € 60,00, im Falle der 

Uneinbringlichkeit 14 Stunden Ersatzfreiheitsstrafe, verhängt. Ferner wurde der Bf. ein Betrag 

von € 10,00 als Beitrag zu den Kosten des Strafverfahrens auferlegt (§ 64 Abs. 2 

Verwaltungsstrafgesetz), sodass der zu zahlende Gesamtbetrag € 70,00 betrug. 

Das Straferkenntnis wurde folgendermaßen begründet: 

„Das Fahrzeug wurde beanstandet, weil es ohne gültigen Parkschein abgestellt war. Beweis 

wurde erhoben durch Einsichtnahme in die Organstrafverfügung, welche von einem 

Parkraumüberwachungsorgan der Landespolizeidirektion Wien auf Grund einer eigenen 

dienstlichen Wahrnehmung gelegt wurde, sowie in die von diesem angefertigten Fotos. Die 

Übertretung wurde Ihnen angelastet. Sie wandten im Einspruch gegen die an Sie ergangene 

Strafverfügung im Wesentlichen ein, dass Sie im Fahrzeug verblieben sind, während Ihre 

Freundin in die Wohnung eines Bekannten gegangen ist, um einen Parkschein zu holen. 

Währenddessen wäre das Überwachungsorgan gekommen. Sie hätten versucht, den Umstand 

zu erklären. Unbestritten blieb sowohl Ihre Lenkereigenschaft, als auch, dass das 

gegenständliche Fahrzeug zur Tatzeit an der in Rede stehenden Örtlichkeit abgestellt war. Dazu 

wird Folgendes festgestellt: Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in 

einer Kurzparkzone abstellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten 

(§ 5 Abs. 2 der Parkometerabgabeverordnung). Dieser Verpflichtung sind Sie nicht 

nachgekommen. Da die Parkometerabgabe bei Beginn des Abstellens des Fahrzeugs (auch 

wenn Sie im Fahrzeug verbleiben) zu entrichten ist, konnte Ihr Vorbringen nicht als 

schuldbefreiend gewertet werden. Sie hätten sich bereits vor Fahrtantritt vergewissern können, 

ob Sie noch einen Kurzparkschein zur Verfügung haben. Es wird daher der Sachverhalt als 

erwiesen angenommen, wie er aus den schlüssigen und widerspruchsfreien Angaben in der 

Organstrafverfügung ersichtlich ist. Ein Rechtfertigungsgrund, also eine Norm, die das 

tatbestandsmäßige Verhalten ausnahmsweise erlaubt bzw. welche die Strafbarkeit aufheben 

würde, liegt im gegenständlichen Fall nicht vor. Es war daher als erwiesen anzusehen, dass Sie 

das Tatbild verwirklicht haben. Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe 

hinterzogen oder fahrlässig verkürzt wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen 

bis zu € 365,00 zu bestrafen (§ 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006). 

Die verhängte Geldstrafe soll durch ihre Höhe dazu geeignet sein, Sie wirksam von einer 
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Wiederholung abzuhalten.   

Grundlage für die Bemessung der Strafe sind gemäß § 19 VStG die Bedeutung des strafrechtlich 

geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. Jedes 

fahrlässige Verkürzen der Parkometerabgabe, d.h. jedes Abstellen eines mehrspurigen 

Kraftfahrzeuges in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone, ohne dass hierfür die nach der 

Parkometerabgabeverordnung vorgeschriebene Parkometerabgabe durch einen 

ordnungsgemäß entwerteten Parkschein entrichtet wird, schädigt in nicht unerheblichem Maße 

sowohl das öffentliche Interesse an der Entrichtung von Abgaben, als auch an der Erleichterung 

des innerstädtischen Verkehrs und an der Rationierung des in Wien vorhandenen Parkraumes, 

dem die Strafdrohung dient. Der Unrechtsgehalt der gegenständlichen Verwaltungsübertretung 

ist im Hinblick auf den Sachverhalt - selbst bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen - nicht 

gerade gering. Dass die Einhaltung der Vorschriften eine besondere Aufmerksamkeit erfordert 

habe oder dass die Verwirklichung des Tatbestandes aus besonderen Gründen nur schwer hätte 

vermieden werden können, ist auf Grund der Tatumstände nicht anzunehmen und es kann 

daher Ihr Verschulden nicht als geringfügig angesehen werden. 

Bei der Strafbemessung wurden Ihre Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie allfällige 

Sorgepflichten, soweit diese der Behörde bekannt waren, berücksichtigt. Zudem wurde auf 

eventuell vorhandene verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen Bedacht genommen. Unter 

Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgründe und den bis zu € 365,00 reichenden Strafsatz, 

den Unrechtsgehalt der Tat und das Verschulden ist die verhängte Geldstrafe selbst bei 

Annahme von ungünstigen wirtschaftlichen Verhältnissen durchaus angemessen und 

keineswegs zu hoch, zumal Milderungsgründe nicht hervorgetreten sind.   

Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stützt sich auf die zwingende 

Vorschrift des § 64 Abs. 2 des VStG 1991.“ 

Die Bf. erhob mit Anbringen vom 30. November 2021 Beschwerde gegen das Straferkenntnis 

vom 10. November 2021 und führte das Folgende aus: 

„Ich habe vor kurzem die Straferkenntnis mit der GZ-Nummer: MA67/Zahl/2021 erhalten und 

möchte nun Beschwerde erheben. Mir ist bewusst, dass in der Theorie beim Abstellen eines 

Fahrzeuges zu Beginn sofort die Parkometerabgabe entrichtet werden muss. Dies ist meiner 

Meinung nach in der Praxis so nicht umsetzbar, da ich dafür einen Kurzparkschein benötige. 

Wenn man also z.B. von Außerhalb nach Wien kommt (wie es in meinem Fall war) oder mit dem 

Fahrzeug nicht in Wien ansässig ist, ist es nicht möglich bereits einen Parkschein mitzuführen 

wenn man die Innenstadt erreicht. Selbst für das Lösen eines digitalen Parkscheins muss ich das 

Fahrzeug erst parken, da ich ansonsten gegen das Gesetz ‚Handy am Steuer‘ verstoßen würde, 

welches ich als deutlich fahrlässiger empfinde. Desweiteren finde ich die Strafe von 70 € sehr 

hoch angesetzt. Als Studentin habe ich nebenberuflich bisher in der Gastronomie gearbeitet. 

Die Covid-19 Pandemie trifft daher auch mich: meine Einnahmequelle bricht durch ständig 

wiederkehrende Lockdowns weg. Unter regulären Umständen muss ich für 70 € einen vollen 

Tag arbeiten. Mein Auto musste ich in der Zwischenzeit bereits verkaufen, da es mir nicht 
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möglich war die laufenden Kosten zu decken. Ich bitte Sie nun also die Strafe fallen zu lassen 

bzw. die Höhe der Strafe zu überdenken.“ 

Die belangte Behörde legte die Beschwerde samt den bezughabenden Verwaltungsakten dem 

Bundesfinanzgericht mit Vorlagebericht vom 2. Dezember 2021 zur Entscheidung vor. 

Über die Beschwerde wurde erwogen: 

1. Feststellungen 

Das Bundesfinanzgericht stellt auf Basis des oben geschilderten Verwaltungsgeschehens und 

der aktenkundigen Unterlagen folgenden entscheidungswesentlichen Sachverhalt fest: 

Die Bf. hat das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen 123 (D) am 16. 

Juni 2021 um 21:07 Uhr in der gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 1070 Wien, Apollogasse 17 

ggü, abgestellt, ohne dieses zu Beginn des Abstellens mit einem gültig entwerteten Parkschein 

gekennzeichnet oder einen elektronischen Parkschein aktiviert zu haben. Da die Bf. zum 

Beanstandungszeitpunkt über keinen Parkschein (mehr) verfügt habe, saß sie in 

gegenständlichem Fahrzeug und wartete auf ihre Freundin, die einen Parkschein aus der nahe 

gelegenen Wohnung eines Freundes holen wollte.  

Der Meldungsleger hielt in seiner externen Notiz fest: „Lenkerin meinte sie wartet auf 

jemanden, aber ohne Parkschein.“ 

Dieser Sachverhalt wird von der Bf. nicht bestritten. 

Die Bf. gab in ihrer Beschwerde an, ihr sei bewusst gewesen, dass zu Beginn des Abstellens 

eines Kraftfahrzeuges sofort die Parkometerabgabe entrichtet werden muss. Dies sei aber nur 

in der Theorie möglich und in der Praxis so nicht umsetzbar, da sie ja keinen Parkschein hatte. 

Es sei (für sie) nicht möglich gewesen, von auswärts kommend, bereits einen Parkschein 

mitzuführen. Selbst beim Lösen von einem elektronischen Parkschein müsse sie das Fahrzeug 

erst parken, um nicht mit dem Gestz „Handy am Steuer“ in Konflikt zu geraten. 

2. Beweiswürdigung 

Ein Fotonachweis legt den als erwiesen festgestellten Sachverhalt dar. Abstellort und -zeit des 

gegenständlichen Fahrzeuges werden auch von der Bf. nicht bestritten. 

Dass sich zur Tatzeit im beanstandeten Kraftfahrzeug ein Parkschein befunden hätte oder ein 

elektronischer Parkschein gebucht gewesen wäre, wird auch von der Bf. nicht behauptet und 

widerspräche zudem den Feststellungen der aktenkundigen Anzeige. 

Das Bundesfinanzgericht sieht daher die obigen Sachverhaltsfeststellungen gemäß § 45 Abs. 2 

AVG als erwiesen an. 
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3. Rechtliche Beurteilung 

Gemäß § 1 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, ist die Gemeinde ermächtigt, durch 

Verordnung für das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen gemäß § 25 

StVO 1960 die Entrichtung einer Abgabe für mehrspurige Kraftfahrzeuge vorzuschreiben.  

Gemäß § 1 Abs. 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung ist für das Abstellen von 

mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO 1960) eine Abgabe zu entrichten.  

§ 5 Wiener Parkometerabgabeverordnung lautet: 

"(1) Die Abgabe gilt mit der ordnungsgemäßen Entwertung des Parkscheins (der Parkscheine) 

oder mit der Bestätigung der Abstellanmeldung als entrichtet.   

(2) Zur Entrichtung der Abgabe sind der Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur 

ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem 

Gebiet abstellt, für das eine Abgabepflicht besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des 

Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. Die Lenker haben bei der Durchführung der 

angeordneten Kontrollmaßnahmen mitzuwirken." 

§ 7 Wiener Kontrolleinrichtungenverordnung normiert: 

"(1) Abgabepflichtige, die ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einer Kurzparkzone abstellen, 

haben dafür zu sorgen, dass während der Dauer seiner Abstellung ein elektronischer 

Parkschein aktiviert ist. 

(2) Die Aktivierung eines elektronischen Parkscheines erfolgt durch Übermittlung einer SMS 

oder im Wege einer vom Systembetreiber zur Verfügung gestellten Internet-Applikation über 

das Internet Protokoll (IP) an das elektronische System. Über das Mobiltelefon bzw. das 

(mobile) Endgerät ist die beabsichtigte Parkdauer sowie das behördliche Kennzeichen des 

abgestellten mehrspurigen Kraftfahrzeuges einzugeben, sofern das behördliche Kennzeichen 

nicht bereits im Zuge der Einrichtung des Benutzerkontos im System erfasst wurde 

(Abstellanmeldung). Danach ist die Rückmeldung des elektronischen Systems durch SMS oder 

im Wege einer vom Systembetreiber zur Verfügung gestellten Internet-Applikation über das 

Internet Protokoll (IP) über die durchgeführte Transaktion abzuwarten (Bestätigung). 

(3) Wird die Abstellanmeldung durch das elektronische System bestätigt, gilt die Abgabe als 

entrichtet oder darf das mehrspurige Kraftfahrzeug für einen fünfzehn Minuten nicht 

übersteigenden Zeitraum abgestellt werden." 

Diesen rechtlichen Bestimmungen ist unzweifelhaft zu entnehmen, dass jeden 

Verkehrsteilnehmer, der sein Fahrzeug in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone abstellt, die 

unverzügliche Verpflichtung trifft, die rechtlich vorgesehenen Parkscheine (in Papier oder auf 
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elektronischem Weg) zu verwenden und diese rechtskonform zu entwerten und anzubringen 

bzw zu aktivieren. 

Selbst wenn man der Sachverhaltsdarstellung der Bf. in vollem Umfang Glauben schenkte, 

vermag ihre Beschwerde nicht zum angestrebten Erfolg führen. Nach den rechtlichen 

Bestimmungen hat (entweder) die Aktivierung des elektronischen Parkscheins oder die 

Entwertung eines Papierparkscheines mit Abstellbeginn zu erfolgen. 

Das Fahrzeug gilt jedenfalls als "abgestellt", sobald der Lenker das Fahrzeug verlässt. Das 

bedeutet aber nicht, dass der "Beginn des Abstellens" und damit die Pflicht zur Entrichtung der 

Parkometerabgabe durch „Sitzenbleiben“ im Fahrzeug unbeschränkt hinausgezögert werden 

kann. Dem Lenker ist lediglich Zeit zu geben, den elektronischen Parkschein zu buchen (oder 

alternativ den Papierparkschein auszufüllen) und die Rückmeldung des Systems abzuwarten. 

Dieser Vorgang wird üblicherweise ein bis zwei Minuten in Anspruch nehmen, kann im 

Einzelfall aus technischen Gründen unter Umständen aber auch länger dauern (vgl BFG vom 

25. Juli 2018, RV/7500313/20218). 

Zum Beschwerdeeinwand, zu Beginn des Abstellens eines Kfz sofort die Parkometerabgabe zu 

entrichten sei ihrer Meinung nach in der Praxis so nicht umsetzbar, da sie dafür ja einen 

Parkschein benötige, wird auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes verwiesen, 

wonach Papierparkscheine mitzuführen sind und nicht erst nach dem Abstellen eines 

Fahrzeuges besorgt werden dürfen (vgl. VwGH vom 26.01.1998, 96/17/0354). Ebenso hat 

jeder, der das System HANDYparken verwendet, dafür zu sorgen, dass bereits vor dessen 

Inanspruchnahme ausreichend Guthaben am Konto aufgebucht wird. 

Den vorher genannten rechtlichen Bestimmungen ist unzweifelhaft zu entnehmen, dass jeden 

Verkehrsteilnehmer, der sein Fahrzeug in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone abstellt, die 

unverzügliche Verpflichtung trifft, die rechtlich vorgesehenen Parkscheine (in Papier oder auf 

elektronischem Weg) zu verwenden und diese rechtskonform zu entwerten und anzubringen 

bzw zu aktivieren. 

Indem die Bf. das Fahrzeug zum Beanstandungszeitpunkt ohne Aktivierung eines 

entsprechenden elektronischen Parkscheins oder Entwertung eines entsprechenden rechtlich 

vorgesehenen Papier-Parkscheins in einer Kurzparkzone abgestellt hat, hat sie somit den 

objektiven Tatbestand der Abgabenverkürzung bereits verwirklicht. 

Gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 VStG genügt, wenn eine Verwaltungsvorschrift über das Verschulden 

nicht anderes bestimmt, zur Strafbarkeit fahrlässiges Verhalten. Fahrlässigkeit ist bei 

Zuwiderhandeln gegen ein Verbot oder bei Nichtbefolgung eines Gebotes dann ohne weiteres 

anzunehmen, wenn zum Tatbestand einer Verwaltungsübertretung der Eintritt eines Schadens 

oder einer Gefahr nicht gehört und der Täter nicht glaubhaft macht, dass ihn an der Verletzung 

der Verwaltungsvorschrift kein Verschulden trifft. 
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Aufgrund der in dieser Bestimmung normierten Fahrlässigkeitsvermutung bei 

Ungehorsamdelikten, erschöpft sich der tatbestandliche Unwert diesfalls im Zuwiderhandeln 

gegen den Handlungsbefehl einer ordnungsgemäßen Entrichtung der Parkometerabgabe bei 

Abstellen eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges in einer Kurzparkzone (vgl zB Lewisch in 

Lewisch/Fister/Weilguni, VStG, § 5 Rz 6 mwN; sowie VwGH 23.11.2001, 2001/02/0184). 

Zur Entkräftung der im Normverstoß gelegenen Fahrlässigkeitsvermutung verlangt das Gesetz 

vom Beschuldigten eine Darlegungslast im Sinne einer entsprechenden substantiierten 

Glaubhaftmachung. 

Nach der höchstgerichtlichen Rechtsprechung kann die Unkenntnis eines Gesetzes nur dann als 

unverschuldet angesehen werden, wenn einer Person die Verwaltungsvorschrift trotz 

Anwendung der nach den Verhältnissen erforderlichen Sorgfalt unbekannt geblieben ist (vgl. 

zB VwGH 16.11.1984, 83/17/0063). Die Unkenntnis des Gesetzes, wie auch eine irrige 

Gesetzesauslegung, müssen somit unverschuldet sein (VwGH 12.8.2014, 2013/10/0203). 

Selbst die Kompliziertheit einer Vorschrift sowie eine (nicht verschuldete) irrige 

Gesetzesauslegung stellen keine Schuldausschließungsgründe dar (vgl. VwGH 12.12.1975, 

890/75, VwGH 26.6.2002, 98/21/0267). 

Ist eine gebührenpflichtige Kurzparkzone, wie im gegenständlichen Fall, gesetzmäßig 

kundgemacht, so darf auch einem nicht ortskundigen Verkehrsteilnehmer beim Vorbeifahren 

an einem solchen Verkehrszeichen die Gebührenpflicht bei Aufwendung der im Straßenverkehr 

erforderlichen Sorgfalt nicht entgehen (vgl. zB VwGH 4.8.2005, 2005/17/0056). 

Der Akteninhalt und das Vorbringen der Bf. bieten keinen Anhaltspunkt dafür, dass die Bf. nach 

ihren persönlichen Verhältnissen im gegenständlichen Zeitpunkt nicht fähig gewesen wäre, die 

objektiv gebotene Sorgfalt einzuhalten oder, dass ihr ein rechtmäßiges Verhalten (durch 

mitführen und entwerten oder buchen eines für die Abstelldauer vorgesehenen Parkscheines) 

in der konkreten Situation nicht zumutbar gewesen wäre. 

Da von der Bf. keine besonderen oder außergewöhnlichen Umstände behauptet wurden, die 

eine mangelnde Aufmerksamkeit entschuldigen könnten, kann die Unkenntnis der 

Gebührenpflicht (bei Beginn des Abstellens) nicht als entschuldigt angesehen werden und 

hätte sie daher bei der für Fahrzeuglenker im Straßenverkehr erforderlichen Aufmerksamkeit 

erkennen müssen, dass sich der Abstellort ihres Fahrzeuges innerhalb einer ordnungsgemäß 

kundgemachten Kurzparkzone befand. 

Da somit neben der objektiven auch die subjektive Tatseite der angelasteten 

Verwaltungsübertretung verwirklicht ist, war das angefochtene Straferkenntnis in seinem 

Schuldspruch zu bestätigen. 

4. Zur Strafbemessung 
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Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig verkürzt 

wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu € 365,00 zu bestrafen (§ 4 

Abs. 1 Parkometergesetz 2006). Gemäß § 10 Abs. 1 VStG richten sich Strafart und Strafsatz 

nach den Verwaltungsvorschriften, soweit im VStG nicht anderes bestimmt ist. Gemäß § 19 

Abs. 1 VStG sind die Bedeutung des strafrechtlich geschützten Rechtsgutes und die Intensität 

seiner Beeinträchtigung durch die Tat Grundlage für die Bemessung der Strafe. 

Nach § 19 Abs. 2 VStG sind im ordentlichen Verfahren überdies die nach dem Zweck der 

Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie nicht 

schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß des 

Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. 

Bei der Strafbemessung ist gemäß § 19 VStG darauf Bedacht zu nehmen, dass ein öffentliches 

Interesse an der Abgabenentrichtung besteht. Werden die hiefür vorgesehenen 

Kontrolleinrichtungen nicht oder unrichtig entwertet, entgehen der Gemeinde Wien unter 

Umständen die entsprechenden Abgaben. Angesichts der hohen Hinterziehungs- und 

Verkürzungsanfälligkeit der Parkometerabgabe ist eine Bestrafung in einer Höhe geboten, die 

sowohl eine individualpräventive als auch eine generalpräventive Wirkung entfaltet. Die 

Bemessung der Strafe ist eine Ermessensentscheidung der Behörde, die nach den vom 

Gesetzgeber in § 19 VStG festgelegten Kriterien vorzunehmen ist, allerdings muss die 

verhängte Strafe unter Bedachtnahme auf die Strafbemessungsgründe vertretbar erscheinen 

(vgl. VwGH 17.2.2015, Ra 2015/09/0008; VwGH 6.4.2005, 2003/04/0031). 

Die belangte Behörde hat bei der Bemessung der Geldstrafe auf eventuell vorhandene 

verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen Bedacht genommen. Einer schwierige 

wirtschaftliche Lage - die Bf. gibt an, die Covid-19 Pandemie treffe auch sie, als Studentin habe 

sie nebenberuflich bisher in der Gastronomie gearbeitet, ihre Einnahmequelle breche durch 

ständig wiederkehrende Lockdowns weg - ist entgegen zu halten: Mit einer Geldstrafe von € 

60,00 wird der Strafrahmen von € 365,00 lediglich zu rund 16% ausgeschöpft, wodurch bei der 

Strafbemessung allenfalls ungünstigen Einkommens- und Vermögensverhältnissen der Bf. 

hinreichend Rechnung getragen wird. Zudem entspricht es der ständigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes, dass die Verhängung einer Geldstrafe selbst dann gerechtfertigt ist, 

wenn der Bestrafte kein Einkommen bezieht (vgl. VwGH 15.10.2002, 2001/21/0087; 

30.01.2013, 2013/03/0129) bzw. sich dieser in Privatinsolvenz befindet (vgl. VwGH 1.10.2014, 

Ra 2014/09/0022). 

Eine Herabsetzung der Strafe kommt daher unter Bedachtnahme auf die vorangeführten 

Strafbemessungsgründe und auch des Umstandes, dass sich die Bf. nicht schuldeinsichtig 

gezeigt hat, sowie insbesonders im Hinblick auf die spezial- und auch generalpräventive 

Funktion der Verwaltungsstrafe und den (bis zu € 365 reichenden) gesetzlichen Strafsatz nicht 

in Betracht. 
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Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 

Kostenentscheidung 

Gemäß § 52 Abs. 1 VwGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem ein 

Straferkenntnis bestätigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten 

des Strafverfahrens zu leisten hat. 

Gemäß § 52 Abs. 2 VwGVG ist dieser Betrag für das Beschwerdeverfahren mit 20% der 

verhängten Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro, zu bemessen. 

Die beschwerdeführende Partei hat daher gemäß § 52 Abs. 2 VwGVG weitere € 12,00 als 

Kostenbeitrag zum verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu leisten. 

Gemäß § 52 Abs. 6 VwGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemäß anzuwenden. 

Gemäß § 54b Abs. 1 VStG idF BGBl l 2013/33 sind rechtskräftig verhängte Geldstrafen oder 

sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft 

zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer 

angemessenen Frist von höchstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist 

ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur 

Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu 

erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen. 

Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZollR-

DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche 

Abgabenbehörde oder Finanzstrafbehörde die Entscheidung zu vollstrecken hat.  

Hier erweist sich das Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde zweckmäßig, da dem 

Magistrat der Stadt Wien bereits gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den 

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschlüsse obliegt (vgl. für viele 

ausführlich BFG 13. 5. 2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm. 6). 

Zur Unzulässigkeit der Revision 

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zulässig, da das 

Erkenntnis nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung 

zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende 

Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich 

beantwortet wird. 

Eine solche Rechtsfrage lag verfahrensgegenständlich nicht vor. 
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Wien, am 22. Dezember 2021 
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